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A. Bericht der Abgeordneten Frau Enseling 


Der Bericht der Bundesregierung belr. Eintragung | 
der niedergelassenen Ärzte in den amtlichen Fern- I 
sprechbüchern — Drucksache V/845 — wurde in der 

11. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 6. Ok- 
tober 1966 dem Postausschuß zur Beratung über- 
wiesen. Dem Bericht liegt das Ersuchen des Vierten ! 
Deutschen Bundestages in seiner 172. Sitzung vom I 

12. März 1965 zugrunde, durch Verwaltungsmaßnah- i 
men sicherzustellen, daß in den amtlichen Fern- | 
sprechbüchern die Namen aller niedergelassenen ■ 
Ärzte in geeigneter Weise drucktechnisch hervor- 
gehoben werden. Dabei wurde das Ziel angestrebt, 
dem Kranken oder sonstigen Familienangehörigen i 
in kritischen Situationen das Auffinden der Ruf- ! 
nummern der Ärzte oder der Krankenhäuser zu er- | 

leichtern. | 

I 

Der Postausschuß hat sich mit dem Bericht der 
Bundesregierung zuletzt in seiner Sitzung vom 
25. Januar 1968 befaßt. Er hat sich davon überzeugt, 
daß die Deutsche Bundespost das Äuffinden der 
Rufnummern von niedergelassenen Ärzten auf an- | 
derem Wege in ausreichender Weise erleichtert hat, 
z. B. durch Äusgabe von Etiketten mit Notrufnum- 
mern, die auf den Telefonapparaten angebracht wer- | 
den können, durch Lesezeichen für den Eintrag von 1 
Ärztenummern zum amtlichen Fernsprechbuch, 
durch die Änbringung von Notrufnummern auf den 
Titelseiten der Fernsprechbücher und durch Ein- 
richtung eines besonderen Änsagedienstes über 


ärztlichen Bereitschaftsdienst. Darüber hinaus ist in 
dem zu jedem amtlichen Fernsprech buch gehörenden 
Branchenverzeichnis eine Ärztetafel enthalten. 

Der ursprünglich ins Äuge gefaßte Weg, die Ärzte 
nicht nur wie alle anderen Fernsprechteilnehmer in 
alphabetischer Reihenfolge, sondern zusätzlich noch 
in einer besonderen Ärztetafel im amtlichen Fern- 
sprechbuch eintragen zu lassen, hat sich als nicht 
durchführbar erwiesen. Nach der Fernsprechordnung 
ist lediglich eine einzige Eintragung kostenfrei, wäh- 
rend für die zweite Eintragung Gebühren erhoben 
werden müssen. Es hat sich gezeigt, daß die Ärzte 
zum großen Teil nicht bereit sind, sich gegen Ent- 
richtung einer Gebühr zusätzlich in die Ärtzetafel 
eintragen zu lassen. Eine unvollständige Tafel ist 
irreführend und kann ihren Zweck nicht erfüllen. 

Bei dem jetzt angewandten photo-chemischen 
Druckverfahren ist es nicht möglich, Ärzte innerhalb 
des Fernsprechbuches durch besonderen Druck her- 
vorzuheben. Künftig werden die Familiennamen 
aller Fernsprechteilnehmer im Fettdruck voll aus- 
geschrieben werden, so daß für eine weitere Kenn- 
zeichnung einzelner Teilnehmer auch aus tech- 
nischen Gründen kein Raum ist. 

Da dem sachlichen Änliegen, wie oben ausgeführt, 
in anderer Weise Rechnung getragen worden ist, 
schlägt der Postausschuß vor, das Ersuchen für er- 
ledigt zu erklären. 


Bonn, den 7. Februar 1968 


Frau Enseling 

Berichterstatterin 
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B, Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

das Ersuchen — Drucksache lV/3096 — für erledigt 
zu erklären. 


Der Postausschuß 

Dr. Miessner Frau Enseling 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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